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Nationale Lärmschutzregelungen 

Das Nationale Verkehrslärmschutzpaket II der 
Bundesregierung vom 27.8.2009 hat das Ziel, bis zum Jahr 
2020 die Belästigung durch Schienenverkehrslärm an den 
Lärmbrennpunkten um 50 Prozent zu mindern, wobei damit 
eine Minderung um 10 dB(A) gemeint ist. Ungeachtet der 
entlang von Güterverkehrskorridoren schon heute und vor 
allem nachts oft extremen Lärmbelastungen, soll der 
Verkehr weiter wachsen. Während der Lärmschutz an 
Neubaustrecken und baulich wesentlich geänderten 
Bahnstrecken gesetzlich geregelt ist („Lärmvorsorge“), gibt 
es für die „Lärmsanierung“ an bestehenden bundeseigenen 
Schienenwegen bisher keine gesetzlichen Regelungen. Die 
Lärmsanierung ist vielmehr eine freiwillige Leistung nach 
Haushaltsrecht. Das „Lärmsanierungsprogramm an 
Bundesschienenwegen“ besteht erst seit 1998 und gilt 
grundsätzlich auch nur für Gebäude, die vor Inkrafttreten des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes 1974 errichtet wurden. 
Lärmsanierungen an Gebäuden, die nach 1974 errichtet 
wurden, gehen vollständig zu Lasten der Anwohner. 

Europäische Umgebungslärmrichtlinie 

Auch die bisher vorliegenden Lärmaktionspläne nach der 
europäischen Umgebungslärmrichtlinie lösten an den 
Haupteisenbahnstrecken des Bundes in der ersten Stufe 
2007/2008 noch keine Maßnahmen aus. Immerhin wurde die 
Geräuschbelastung durch die Lärmkartierung erstmals 
europaweit und einheitlich ermittelt und veröffentlicht. 
 

Umweltministerkonferenz und 

Bundesratsinitiativen 

Seitens des Bundesrates wurde ein lärmabhängiges 
Trassenpreissystem (LaTP) erstmals 2006 gefordert. Die 
Umweltministerkonferenz (UMK) hat einstimmig mehrere 
Beschlüsse zum Schutz vor Bahnlärm (und anderem 
Umgebungslärm) gefasst, die aus Sicht der Länder von 
Seiten des Bundes und der DB-AG nicht oder nicht 
ausreichend umgesetzt wurden. 

Einige Beschlüsse der UMK sind bereits im 
Entschließungsantrag zu Verbesserungen beim 
Verkehrslärmschutz vom 17.11.2009 von Rheinland-Pfalz in 
den Bundesrat eingebracht worden (BR-Drs. 834/09). Ein 
Verordnungsantrag zu LaTP von Rheinland-Pfalz wurde 
zunächst ebenfalls vertagt. Nach einer Aktualisierung und 
Herauslösung der Antragsteile, die den Bahnlärm nicht 
betreffen, ist der Antrag in aktualisierter Fassung im 
Bundesrat am 15.4.2011 (BR Drs. 151/11) angenommen 
worden. 

In das Verfahren zur Änderung des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes sind von den Ländern in den Bundesrat 
erfolgreich Gesetzesanträge eingebracht worden, die für das 
Eisenbahn-Bundesamt eine Anordnungsbefugnis zum Schutz 
der Umwelt vorsehen und die Bahn zur Mitwirkung bei der 
Lärmminderungsplanung verpflichten sollen. Der Bundestag 
hat einstimmig immerhin die Mitwirkung der Bahn 
beschlossen1, die Bundesregierung hat zugestanden, die 
Anordnungsbefugnis zu prüfen2.  

Güterverkehrsstrecke im Mittelrheintal 

Am Mittelrhein zwischen Mainz/Wiesbaden und Koblenz 
bestehen extrem hohe Lärmbelastungen. Betroffen sind Teile 
von Rheinhessen und des Rheingaus sowie das Obere 
Mittelrheintal zwischen Bingen/Rüdesheim und Koblenz. 
Die besonderen topographischen Verhältnisse mit engen 
Tallagen und der akustischen Eigenschaft des Rheins als 
schallharte Oberfläche verstärken dort die Lärmbelastung.  
Insgesamt sind am Mittelrhein 127.000 Einwohner in Hessen 
und Rheinland-Pfalz hohen Geräuschpegeln ausgesetzt, die 
vornehmlich durch die Güterverkehre auf den 
Schienenwegen auf beiden Seiten des Rheins verursacht 
werden. 

10 Punkte Programm „Leises Rheintal“ 

Die Umweltministerinnen und Verkehrsminister der Länder 
von Hessen und Rheinland-Pfalz haben am 25. Februar 2010 
das „10-Punkte-Programm Leises Rheintal"3 zum Schutz vor 
Lärm und Erschütterungen verabschiedet. Das Programm ist 
in erster Linie an den Bund und die Bahn gerichtet, die für 
den Lärmschutz an den Haupteisenbahnstrecken des Bundes 
verantwortlich sind. 

Bahnlärmmonitoring und 

Erschütterungsmessungen 

Die ersten nach der Umgebungslärmrichtlinie erstellten 
strategischen Lärmkarten des Eisenbahn-Bundesamtes gaben 
erstmals einen Überblick über schädlichen Umgebungslärm 
im Mittelrheintal. Allerdings ist  deren Genauigkeit für 
weitere Planungen oft nicht ausreichend, da z.B. der im 
Lärmsanierungsprogramm realisierte bauliche Schallschutz 
grundsätzlich nicht dargestellt ist und Schallschutzwände nur 
teilweise berücksichtigt wurden. Daten zu Erschütterungen 
lagen ebenfalls nicht vor. Der Schutz vor Erschütterungen ist 
bisher nicht Gegenstand des Lärmsanierungsprogramms 
oder der Umgebungslärmrichtlinie. 

Die Umweltministerien von Hessen und Rheinland-Pfalz 
verabredeten deshalb, die Einwirkungen durch Geräusche 
und Erschütterungen durch genauere Berechnungen und 
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Messungen, insbesondere durch stationäre Messstationen 
beidseits des Rheins zu erfassen4,5, ähnlich wie es in der 
Schweiz auf gesetzlicher Grundlage seit 2003 erfolgt. Die 
Messstationen sind rechtsrheinisch in Rüdesheim-
Assmannshausen und linksrheinisch in Oberwesel seit 2010 
in Betrieb. Die Mittelungspegel werden hauptsächlich durch 
Güterzüge bestimmt und liegen typischerweise nachts etwa 3 
dB(A) höher als am Tag und erreichen an Werktagen 
regelmäßig Werte bis über 80 dB(A). Die Maximalpegel 
überstiegen in einer durchschnittlich lauten Nacht - an einem 
Werktag (6./7.Mai 2011) - den Wert von 73 dB(A) 
insgesamt 79 mal, davon wiederum überstiegen 66 sogar den 
Wert von 90 dB(A) und reichen bis über 100 dB(A) 
(Abbildung). Zum Vergleich entsteht um  bestehende 
Flugplätze bereits ab 6 Einzelschallereignissen mit Pegeln 
über 72 dB(A) außen (genauer ab 57 dB(A) innen) ein 
genereller Anspruch auf baulichen Schallschutz durch den 
Lärmverursacher. Im Mittelrheintal erreicht das 
Lärmsanierungsprogramm des Bundes laut einer von Hessen 
und Rheinland-Pfalz durchgeführten Befragung lediglich 
etwa jeden 10. Haushalt. 

Bei den Erschütterungen zeigen seit 2008 durchgeführte 
Messungen Überschreitungen der Anhaltswerte der DIN 
4150-2 bis zum dreifachen. Sie werden in Abstimmung mit 
den betroffenen Landkreisen und Bürgerverbänden an 
wechselnden Immissionsorten durchgeführt und werden 
zukünftig teilweise mit Lärmmessungen im Innen- und 
Außenraum kombiniert. 

Mittelrheintal-Bahnlärmindex  

Die Ermittlungen zur Geräuschbelastung gehen in den 
Mittelrheintal-Bahnlärmindex ein. Die Ergebnisse dieses 
Pilotprojektes wurden am 27. Februar 2012 in Bingen 
vorgestellt und sind Gegenstand von zwei Vorträgen auf der 
DAGA6,7 Der Index bildet nicht wie die Lärmkartierung 
lediglich die Geräuschbelastung ab, sondern ist vergleichbar 
dem Frankfurter Fluglärmindex wirkungsbezogen und liefert 
unter Berücksichtigung der Bevölkerungsdichte und von 
Dosis-Wirkungsbeziehungen Kennziffern für die 
Lärmwirkung. Entsprechend der am Tag und in der Nacht 
unterschiedlichen Lärmwirkung ist der Bahnlärmindex 
zweigeteilt. Er stellt gemeindebezogen am Tag den Anteil 
der hoch belästigten Bevölkerung und nachts die mittlere 
Anzahl von lärmbedingten Aufwachreaktionen pro Person 
dar. Durch die Verwendung von Dosis-
Wirkungsbeziehungen wird im Unterschied zur 
Betroffenheitsanalyse der Lärmkartierung u.a. die Frage 
implizit beantwortet, ob es wirksamer ist, durch eine 
Maßnahme wenige relativ hoch belastete oder eine höhere 
Anzahl niedriger belasteter Personen zu schützen. Jedoch ist 
der Schutz der Gesundheit unabhängig von 
Kostenbetrachtungen sicherzustellen. Ein weiterer Vorteil 
des Bahnlärmindex gegenüber der Betroffenheitsanalyse der 
Lärmkartierung ist, dass die gesamte Auswirkung von 
aktiven Lärmschutzmaßnahmen, die die Lärmbelastung im 
gesamten Untersuchungsraum senken, vollständig erfasst 
und bewertet wird. Ein beträchtlicher Teil der 
Lärmschadenskosten kann durch relativ niedrige 
Mittelungspegel (ab 40 dB(A) nachts) entstehen, wenn 
davon sehr viele Personen betroffen sind. Der Mittelrhein-

Bahnlärmindex ist deshalb für Kosten-Wirkungsanalysen, 
wie sie in der Lärmaktionsplanung vorgesehen sind, 
besonders geeignet. 

Für ein Testgebiet wurde die Wirkung von 
Geschwindigkeitsreduzierungen (Reduzierung um 20 km/h 
und auf 70 km/h) und die Umrüstung auf 
Verbundstoffbremssohlen mit einem Umrüstungsgrad von 
50, 75 und 90 % hinsichtlich der Lärmbelästigung und der 
Aufwachreaktionen in der Nacht ermittelt. Als besonders 
wirksame kurzfristig durchführbare Maßnahme erwies sich 
die Geschwindigkeitsbegrenzung auf 70 km/h für Güterzüge. 
In Siedlungsgebieten kann damit sowohl die Belästigung als 
auch die Anzahl der Aufwachreaktionen spürbar reduziert 
werden. 

Die Umweltministerinnen von Rheinland-Pfalz und Hessen 
forderten am 27. Februar 2012 in Bingen als weitere 
Maßnahmen die Anwendung des „Besonders überwachten 
Gleises“ für stark betroffene Siedlungsgebiete, den 
vollständigen Austausch der GG-Bremssohlen bis 2020 mit 
einem anschließenden Durchfahrverbot für zu laute 
Lokomotiven und Waggons sowie eine Lärmobergrenze, die 
z.B. auf Grundlage des Bahnlärmindex definiert werden 
könnte. Die Forderung nach einer schnellstmöglichen 
Geschwindigkeitsreduzierung hat sich der Landtag 
Rheinland-Pfalz am 23.März 2012 durch Annahme des 
fraktionsübergreifenden Antrages „Bahnlärm im 
Mittelrheintal“ zu Eigen gemacht8. 

Ausblick 

Die Länder beabsichtigen im Bundesrat weitere 
Gesetzesanträge zu stellen, um die Entschließung vom 
15.4.2011 und das 10-Punkte-Programm „Leises Rheintal“ 
vollständig umzusetzen.  

Messstation Assmannshausen: Häufigkeitsverteilung der 

Spitzenpegel (Nacht vom 3./4. Mai 2011) 

 
Literatur: 
 
[1] AEG, Gegenäußerung Bundesregierung, Drs. 17/8364 vom 18.1.2012 
[2] AEG Beschluss Bundestag, BT Drs. 17/8787 vom 1.3.2012 
[3] Möller, G.; Eberle, W.: 10-Punkte-Programm „Leises Rheintal“ von 

Hessen und Rheinland-Pfalz. Lärmbekämpfung, 5(2010), 112-116. 
[4] RLP: http://www.mulewf.rlp.de/laerm/schienenverkehrslaerm/ 
[5] Hessen: http://www.hlug.de 
[6] Schreckenberg, D., Giering, K., Augustin, S. :Expositions-

Wirkungsbeziehungen im Mittelrheintal, 38. DAGA 2012 
[7] Giering, K., Augustin, S.: Wirkungsbezogener Schienenlärmindex, 38. 

DAGA 2012 
[8] Landtag Rheinland-Pfalz, 25. Sitzung, 23.März 2012, Drs. 16/1082 

DAGA 2012 - Darmstadt

272


